Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2275 


Sachgebiet 624 


VorBTatt 


Wertausgleichsgesetz 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Das Gesetz über die Abgeltung von Besatzungsschäden vom 
1. Dezember 1955 hat die Regelung der Rechtsverhältnisse für 
die Fälle, in denen auf einem in Anspruch genommenen Grund- 
stück ein Gebäude von erheblichem Wert errichtet worden ist, 
einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 


B. Lösung 

Die bestehende Gesetzeslücke soll durch den vorgelegten Ent- 
wurf eines Wertausgleichsgesetzes ausgefüllt werden. Die be- 
troffenen Grundstückseigentümer werden Eigentümer des Ge- 
bäudes und haben für die Bereicherung an den Bund einen Aus- 
gleich zu zahlen. Sie können statt dessen verlangen, daß der 
Bund das Grundstück gegen Zahlung einer Entschädigung über- 
nimmt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Stellungnahme des Bundesrates wurde übernommen, soweit 
die Bundesregierung in der Gegenäußerung zugestimmt hat. 


D. Kosten 

Es wird damit gerechnet, daß die Einnahmen des Bundes die 
Ausgaben übersteigen werden. 
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des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Regelung der Rechtsverhältnisse bei bau- 
lichen Maßnahmen auf ehemals in Anspruch genommenen 
Grundstücken (Gesetz gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
die Abgeltung von Besatzungsschäden vom 1. Dezember 1955, 
Bundesgesetzbl. I S. 734) — Wertausgleichsgesetz — 

— Drucksache VI/1615 — 


A. Bericht des Abgeordneten Baack 


I. Allgemeines 

Der Entwurf der Bundesregierung in Drucksache 
VI/1615 wurde in der 90. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 20. Januar 1971 dem Finanzaus- 
schuß federführend und dem Innenausschuß und 
dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf am 
25. März und am 6. Mai 1971 beraten. Der mitbe- 
ratende Innenausschuß hat in seiner Stellungnahme 
vom 11. März 1971 empfohlen, den Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung der Änäerungswünsche des 
Bundesrates, denen die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung zugestimmt hat, anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat im Wege der Mit- 
beratung den Beschlüssen des federführenden Fi- 
nanzausschusses am 8. Juni 1971 zugestimmt. 

Dem Gesetz liegt in seinem Hauptanwendungs- 
bereich folgender Sachverhalt zugrunde: 


Die ehemaligen Besatzungsmächte haben bis zum 
5. Mai 1955 — dem Tag des Inkrafttretens der sog. 
Bonner/Pariser Verträge — im Bundesgebiet in er- 
heblichem Umfang Liegenschaften zur Nutzung und 
zum Gebrauch in Anspruch genommen. Nach die- 
sem Zeitpunkt stehen den Streitkräften der Entsen- 
derstaaten die Liegenschaften bis zur Freigabe auf 
Grund der zwischenstaatlichen Verträge zur Ver- 
fügung. 

Auf diesen Grundstücken sind während der Be- 
satzungszeit und danach in zahlreichen Fällen bau- 
liche Veränderungen vorgenommen worden, die 
insbesondere in der Errichtung von Gebäuden, aber 
auch in der Verbindung anderer Sachen mit den 
Grundstücken bestanden (z. B. Einbau von Zentral- 
heizungen usw.). Diese baulichen Veränderungen 
sind überwiegend mit deutschen Steuergeldern fi- 
nanziert worden. 

Das Gesetz über die Abgeltung von Besatzungs- 
schäden, das Landbeschaffungsgesetz und das Bun- 
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desleistungsgesetz haben die Frage der Rechtsver- 
hältnisse und insbesondere eines billigen Ausgleichs 
zwischen den Interessen der Grundeigentümer und 
den Interessen der Allgemeinheit an einem sinn- 
vollen Einsatz der öffentlichen Mittel bewußt offen- 
gelassen und einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 

Neben diesem Fragenkreis will das Wertaus- 
gleichsgesetz wegen der ähnlichen Problemlage alle 
jene Fälle regeln, in denen im Zusammenhang mit 
der Inanspruchnahme eines Grundstücks noch 
Rechtsverhältnisse zu regeln sind und eine finan- 
zielle Auseinandersetzung noch herbeizuführen ist. 

Das Wertausgleichsgesetz bezweckt somit 

a) die Regelung der teilweise komplizierten Rechts- 
verhältnisse ln den Fällen, ln denen eine Sache 
mit einem in Anspruch genommenen Grund- 
stück verbunden worden ist, 

und 

b) die Regelung eines Ausgleichs für dem Eigen- 
tümer erwachsene Wertvor teile. 

Bei der Regelung der Rechtsverhältnisse war eine 
Lösung zu finden, die derart elastisch ist, daß durch 
sie alle nach bürgerlichem Recht möglichen Konstel- 
lationen abgedeckt werden. Dabei ist das Gesetz 
von dem tragenden Grundsatz beherrscht, eine 
weitestgehende Privatisierung der mit dem Grund- 
stück verbundenen Sachen anzustreben. Daher be- 
stimmt § 3 Abs. 1, daß das Eigentum an der Sache, 
soweit sie nicht bereits mit der Verbindung wesent- 
licher Bestandteil des Grundstücks geworden ist, mit 
der Freigabe des Grundstücks auf den Grundstücks- 
eigentümer übergeht; bei Freigaben vor Inkraft- 
treten des Gesetzes tritt an die Stelle des Zeit- 
punktes der Freigabe der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes. 

Bedeutet die Verbindung der Sache mit dem 
Grundstück eine Werterhöhung, so hat der Eigen- 
tümer diese Wertsteigerung auszugleichen. Die 
Höhe der Ausgleichsverpflichtung bestimmt sich 
nach der Differenz zwischen dem Wert, den das 
Grundstück bei der Freigabe bzw. im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes einschließlich der ver- 
bundenen Sache hat und dem — fiktiven — Wert, 
den das Grundstück zu demselben Zeitpunkt hätte, 
wenn man die verbundene Sache hinwegdenkt. 

Dieser Grundsatz wird allerdings — um dem 
Grundstückseigentümer die völlige Entscheidungs- 
freiheit zu belassen — in § 10 Abs. 1 dahin gehend 
eingeschränkt, daß der Grundstückseigentümer ver- 
langen kann, daß die Bundesrepublik das Eigentum 
an dem Grundstück gegen Entschädigung erwirbt. 

Der Grundstückseigentümer ist auf diese beiden 
Wahlmöglichkeiten beschränkt. Er kann nicht die 
Beseitigung der mit seinem Grundstück verbundenen 
Sache verlangen. Diese Regelung ist schon deshalb 
geboten, weil die fraglichen Sachen mit öffentlichen 
Mitteln geschaffen worden sind; es wäre volkswirt- 
schaftlich nicht zu vertreten, diese auf Kosten der 
Allgemeinheit geschaffenen Werte zu vernichten. 

In verfahrensmäßiger Hinsicht geht das Gesetz 
davon aus, daß sowohl bei einer Ausgleichszahlung 
als auch bei der Übernahme eines Grundstücks durch 


die Bundesrepublik eine Vereinbarung angestrebt 
werden soll. Kommt eine Vereinbarung nicht zu- 
stande, so richtet sich das weitere Verfahren nach 
den Vorschriften des Landbeschaffungsgesetzes. 

Der Finanzausschuß hat sich mit der Stellung- 
nahme des Bundesrates auseinandergesetzt. Er ist 
dem Bundesrat insoweit gefolgt, als die Bundes- 
regierung den Änderungen zugestimmt hat, und hat 
im übrigen den Entwurf der Bundesregierung be- 
fürwortet. Die in der Stellungnahme des Bundesrates 
enthaltene Forderung, die Länder hinsichtlich der 
Grundstücke, die sie von der NSDAP und ihren Or- 
ganisationen übernommen haben, von einer Aus- 
gleichsverpflichtung freizustellen, wurde für un- 
berechtigt gehalten. Der Finanzausschuß gelangte zu 
der Auffassung, daß die Erfüllung dieser Forderung 
den Ländern im praktischen Ergebnis nachträglich zu 
einem Entgelt für die Nutzung durch die Besatzungs- 
mächte verhelfen würde, nachdem ein derartiger 
Anspruch vom Bundesgerichtshof durch Urteil vom 
30. Januar 1967 — III ZR 140/64 — (Lindenmaier- 
Möhring Nr. 2 zu MRG 58) abgelehnt worden ist. 
Soweit im Einzelfall Unbilligkeiten entstehen, kann 
durch die Generalklausel des § 4 Abs. 2 geholfen 
werden. 


IL Einzelbegründungen 

Der Finanzausschuß schlägt eine Reihe von Ver- 
besserungen vor, für die folgende Überlegungen 
maßgeblich waren: 

Zur Überschrift 

Die Streichung des Klammerzusatzes ist notwen- 
dig, um den Anwendungsbereich des Gesetzes klar- 
zustellen. 

Zu § 4 Abs. 2 

Die Änderung dient der Verdeutlichung des Ge- 
wollten. 

Zu § 6 

Die Änderung ist redaktioneller Natur. 

Zu § 8 Abs. 1 

Die Bagatellgrenze wurde eingefügt, um den 
Verwaltungsaufwand bei der Durchführung des 
Gesetzes in vertretbaren Grenzen zu halten. 

Zu § 8 Abs. 2 

Es erschien unbillig, den Ausgleichsanspruch zu 
verzinsen, solange er der Höhe nach noch nicht kon- 
kretisiert und noch nicht fällig ist. Um Vorsorge da- 
gegen zu treffen, daß der Ausgleichspflichtige den 
Zinsbeginn über Gebühr verzögert, wurde festge- 
legt, daß die Verzinsungspflicht spätestens nach drei 
Monaten seit Entstehung des Anspruchs eintritt. 
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Zu § 10 

Der Finanzausschuß hielt es für rechtspolitisch be- 
denklich, das Wahlrecht des Eigentümers schon mit 
der Zustellung eines Bescheides nach § 9 erlöschen 
zu lassen. Erst mit der Zustellung des Bescheides er- 
hält der Eigentümer verbindliche Angaben über die 
Höhe der ihm obliegenden Ausgleichsverpflichtung. Zu § 14 Abs. 3 und 4 
Deshalb muß der Eigentümer die Möglichkeit haben, 

nunmehr entscheiden zu können, ob er unter diesen Die Neuformulierung dient der Klarstellung des 
Umständen von der Bundesrepublik verlangen will. Gewollten, 
daß sie das Grundstück erwirbt. 

Zu § 17 

Zu«§ 11 Abs. 1 

Die Änderung ist eine Folge der Neuformulierung 
Soweit die zuständige Behörde die in den Sätzen 4 der Absätze 3 und 4 des § 14. 
und 5 genannten Rechte zum Erlöschen bringen 
kann bzw. muß, handelt es sich um eine Enteig- 
nung. Daher war festzulegen, daß die genannten Zu § 27 
Maßnahmen nur dann zulässig sind, wenn die Vor- 
aussetzungen für eine Enteignung vorliegen. Die Änderung ist redaktioneller Natur. 


Bonn, den 14. Mai 1971 


Baack 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1615 — in der 
sich aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Mai 1971 


Der Finanzaussdiuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Baack 

Vorsitzender Berichterstatter 


Zu §11 Abs. 3 

Die vorgesehene Mitteilung über den Zeitpunkt 
der Zustellung des Bescheides wurde als rechtlich 
unerheblich gestrichen. 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Regelung der Rechtsverhältnisse bei bau- 
lichen Maßnahmen auf ehemals in Anspruch genommenen 
Grundstücken (Gesetz gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes 
über die Abgeltung von Besatzungsschäden vom 1. Dezember 
1955, Bundesgesetzbl. I S. 734) — Wertausgleichsgesetz — 

— Drucksache VI/1615 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Regelung der 
Reditsverhältnisse bei baulichen Maßnahmen auf 
ehemals in Anspruch genommenen Grundstüchen 
(Gesetz gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 des Ge- 
setzes über die Abgeltung von Besatzungs- 
sdiäden vom /. Dezember 1955, Bundes- 
gesetzbL I S. 734) — Wertausgleichsgesetz — 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Anwendbarkeit des Gesetzes 

§ ^ 

Ist mit einem Grundstück, das durch eine Besat- 
zungsmacht zur Nutzung oder zum Gebrauch in An- 
spruch genommen worden war, während der Dauer 
der Inanspruchnahme auf Veranlassung einer Besat- 
zungsmacht oder der im Bundesgebiet stationierten 
ausländischen Streitkräfte eine Sache verbunden 
worden, so bestimmen sich die Rechtsverhältnisse an 
dem Grundstück und an der Sache nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes. 

§ 2 

War ein Grundstück nur zum Teil in Anspruch ge- 
nommen, so ist dieses Gesetz nur auf den in An- 
spruch genommenen Teil anzuwenden. War ein 
Grundstück im ganzen in Anspruch . genommen, ist 
die Sache aber nur mit einem Teil des Grundstücks 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Regelung der 
Rechtsverhältnisse bei baulichen Maßnahmen auf 
ehemals in Anspruch genommenen Grundstücken 
— Wertausgleichsgesetz — 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Anwendbarkeit des Gesetzes 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 
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Entwurf 

verbunden worden, so ist dieses Gesetz nur auf den 
Teil des Grundstücks anzuwenden, mit dem die Sa- 
che verbunden worden ist. Waren außer dem Grund- 
stück oder Grundstücksteil, mit dem die Sache ver- 
bunden worden ist, andere Grundstücke oder Grund- 
stücksteile in Anspruch genommen, so ist dieses Ge- 
setz auch auf diese Grundstücke und Grundstücks- 
teile nach deren Freigabe insoweit anzuwenden, als. 
sie für die wirtschaftliche Nutzung der Sache erfor- 
derlich sind. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Regelung der Rechtsverhältnisse, 
Wertausgleich 

§ 3 

(1) Das Eigentum an der Sache geht, sofern sie 
nicht bereits mit der Verbindung wesentlicher Be- 
standteil des Grundstücks geworden ist, mit der Frei- 
gabe des Grundstücks auf den Grundstückseigentü- 
mer über; war das Grundstück zur Zeit des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes freigegeben, so tritt an die 
Stelle des Zeitpunkts der Freigabe der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes. Mit dem Eigentums- 
übergang wird die Sache Bestandteil des Grund- 
stücks. 

(2) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Vereinbarung über die Rechtsverhältnisse an dem 
Grundstück und an der Sache getroffen worden, so 
behält es dabei sein Bewenden. 

§ 4 

(1) Hat die Verbindung der Sache mit dem 
Grundstück zu einer baulichen Veränderung des 
Grundstücks geführt und ist der gemeine Wert (Ver- 
kehrswert) des Grundstücks infolge dieser baulichen 
Veränderung noch zur Zeit der Freigabe höher, als 
er ohne die bauliche Veränderung gewesen wäre, so 
ist der Grundstückseigentümer zum Ausgleich der 
Werterhöhung verpflichtet. War das Grundstück zur 
Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits frei- 
gegeben, so tritt an die Stelle des Zeitpunkts der 
Freigabe der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes. 

(2) Die Verpflichtung zum Ausgleich mindert 
sich, soweit dem Grundstückseigentümer unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Umstände des Einzel- 
falles ein Ausgleich billigerweise nicht zuzumuten 
ist. 

§ 5 

(1) Hat sich in den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 2 
der Wert der Sache nach der Freigabe infolge von 
Umständen, die der Grundstückseigentümer zu ver- 
treten hat, vermindert, so ist der Ausgleich ent- 
sprechend der dadurch eingetretenen Minderung des 
Wertes des Grundstücks zu erhöhen; dasselbe gilt 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


ZWEITER ABSCHNITT 

Regelung der Rechtsverhältnisse, 
Wertausgleich 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) Die Verpflichtung zum Ausgleich mindert 
sich oder entfällt, soweit dem Grundstückseigen- 
tümer unter Berücksichtigung der besonderen Um- 
stände des Einzelfalles ein Ausgleich billigerweise 
nicht zuzumuten ist. 

§ 5 

unverändert 


5 



Drucksache VI 72275 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

für eine durch norrpale Abnutzung bedingte Minde- 
rung des Wertes der Sache, wenn und soweit der 
Grundstückseigentümer diese unentgeltlich genutzt 
hat. Hat sich der Wert der Sache nach der Freigabe 
infolge von Aufwendungen des Grundstückseigen- 
tümers erhöht, so ist der Ausgleich entsprechend der 
dadurch eingetretenen Erhöhung des Wertes des 
Grundstücks zu mindern. 

(2) Ist in den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 2 das 
Grundstück nicht alsbald nach Freigabe dem Grund- 
stückseigentümer zurückgegeben worden und hat 
sich der Wert des Grundstücks nach der Freigabe in- 
folge von Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln 
erhöht, so ist das beim Ausgleich zu berücksichtigen. 


§ 6 

Hat die Verbindung der Sache mit dem Grund- 
stück nicht zu einer baulichen Veränderung des 
Grundstücks geführt, so ist der Grundstückseigentü- 
mer in sinngemäßer Anwendung des § 547 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 BGB zum Ausgleich ver- 
pflichtet. § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 7 

Eine Ausgleichsverpflichtung nach diesem Gesetz 
besteht nicht, soweit 

a) für die Verbindung der Sache mit dem Grund- 
stück andere als öffentliche Mittel aufgewendet 
worden sind; das gilt entsprechend, soweit für 
die Verbindung der Sache mit einem Grundstück 
im Eigentum einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts eigene Mittel dieser Körperschaft verwen- 
det worden sind, 

b) der Ausgleich auf andere Weise, insbesondere 
durch Verrechnung mit Ansprüchen auf Entschä- 
digung für während der Dauer der Inansprucn- 
iiaiiriit; emgetrerene bcnaden oder durch Abzug 
von der Entschädigung für die Überlassung der 
Nutzung oder des Gebrauchs des Grundstück/ 
erfolgt ist. 

§ 8 

(1) Der Ausgleichsanspruch wird von der Bun- 
desrepublik geltend gemacht. 


(2) Der Ausgleichsanspruch ist vom Zeitpunkt 
der Freigabe des Grundstücks an mit dem für zuletzt 
ausgegebene Hypothekenpfandbriefe auf dem Kapi- 
talmarkt üblichen Nominalzinsfuß zu verzinsen; war 
das Grundstück zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes freigegeben, so tritt an die Stelle des Zeit- 
punkts der Freigabe der Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 6 

Hat die Verbindung der Sache mit dem Grund- 
stück nicht zu einer baulichen Veränderung des 
Grundstücks geführt, so ist der Grundstückseigen- 
tümer in sinngemäßer Anwendung des § 547 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum 
Ausgleich verpflichtet. § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

(1) Der Ausgleichsanspruch wird von der Bun- 
desrepublik geltend gemacht. Beträgt der Aus- 
gleichsanspruch voraussichtlich weniger als 2500 
DM, so kann von seiner Geltendmachung abgesehen 
werden, wenn damit ein unangemessener Verwal- 
tungsaufwand verbunden wäre. 

(2) Der Ausgleichsanspruch ist vom Zeitpunkt der 
Vereinbarung oder, wenn eine Vereinbarung nicht 
zustande kommt, vom Zeitpunkt der Zustellung des 
Festsetzungsbescheides an, spätestens jedoch nach 
drei Monaten seit Freigabe des Grundstücks mit dem 
für zuletzt ausgegebene Hypothekenpfandbriefe auf 
dem Kapitalmarkt üblichen Nominalzinsfuß zu ver- 
zinsen; war das Grundstück zur Zeit des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes freigegeben, so tritt an die 


6 



Deutscher Bundestag ■ — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2275 


Entwurf 


§ 9 

Die Ausgleichsverpflichtung soll tunlichst durch 
Vereinbarung zwischen dem Grundstückseigentümer 
und der Bundesrepublik geregelt werden. Kommt 
eine Vereinbarung nicht zustande, so entscheidet auf 
Antrag des Grundstückseigentümers oder der Bun- 
desrepublik die von der Landesregierung hierfür be- 
stimmte Behörde nadi Anhörung der Beteiligten 
durch Bescheid über das Bestehen einer Ausgleichs- 
verpflichtung, die Höhe des Ausgleichsbetrages und 
seine Fälligkeit. In dem Bescheid sind erforderlichen- 
falls die Sicherheitsleistung nach Art und Höhe und 
die Tilgung zu regeln. 


DRITTER ABSCHNITT 
Erwerbspflicht der Bundesrepublik 

§ 10 

(1) In den Fällen des § 4 kann der Grundstücks- 
eigentümer, solange ein Bescheid gemäß § 9 noch 
nicht zugestellt ist, von der Bundesrepublik verlan- 
gen, daß sie das Eigentum, an dem Grundstück ge- 
gen Zahlung einer Entschädigung erwirbt. Das Ver- 
langen bedarf der Schriftform und kann, sobald ein 
Verfahren vor der Behörde anhängig geworden ist, 
nur mit Zustimmung der Behörde widerrufen wer- 
den. 

(2) Mit dem Erwerb des Eigentums durch die 
Bundesrepublik entfällt die Verpflichtung des 
Grundstückseigentümers zum Ausgleich einer Wert- 
erhöhung. 

(3) Ist ein räumlich oder wirtschaftlich zusam- 
menhängender Grundbesitz nur zu einem Teil be- 
troffen, so ist dem Grundstückseigentümer für eine 
durch den Eigentumserwerb der Bundesrepublik 
verursachte Wertminderung des Restbesitzes eine 
Entschädigung zu gewähren. Kann der Restbesitz 
nicht mehr entsprechend seiner bisherigen Bestim- 
mung verwendet oder genutzt werden, so kann der 
Grundstückseigentümer verlangen, daß die Bundes- 
republik auch das Eigentum an dem Restbesitz ge- 
gen Zahlung einer Entschädigung erwirbt. Absatz 1 
Satz 2 findet Anwendung. 

§ 11 

(1) Der Übergang des Eigentums an dem Grund- 
stück soll tunlichst durch Vereinbarung zwischen 
dem Grundstückseigentümer und der Bundesrepu- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Stelle des Zeitpunkts der Freigabe der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes. Ist in der Verein- 
barung oder dem Bescheid bestimmt, daß der Aus- 
gleichsanspruch erst zu einem späteren Zeitpunkt 
fällig werden soll, so ist dieser maßgebend. 

§ 9 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Erwerbspflicht der Bundesrepublik 

§ 10 

(1) In den Fällen des § 4 kann der Grundstücks- 
eigentümer von der Bundesrepublik verlangen, daß 
sie das Eigentum an dem Grundstück gegen Zahlung 
einer Entschädigung erwirbt. Das Verlangen bedarf 
der Schriftform und kann, sobald ein Verfahren vor 
der Behörde anhängig geworden ist, nur mit Zu- 
stimmung der Behörde widerrufen werden. Ist ein 
Bescheid nach § 9 ergangen, so kann das Verlangen 
nur innerhalb eines Monats seit Zustellung gestellt 
werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 11 

(1) Der Übergang des Eigentums an dem Grund- 
stück soll tunlichst durch Vereinbarung zwischen 
dem Grundstückseigentümer und der Bundesrepu- 
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blik geregelt werden. Kommt eine Vereinbarung 
nicht zustande, so ordnet die in § 9 genannte Be- 
hörde auf Antrag des Grundstückseigentümers oder 
der Bundesrepublik den Eigentumsübergang durch 
Bescheid an. In dem Bescheid hat die Behörde auch 
die Höhe der von der Bundesrepublik zu zahlenden 
Entschädigung festzusetzen. Sie hat ferner darüber 
zu befinden, ob an dem Grundstück bestehende ding- 
liche Rechte und Rechte, die zum Besitz oder zur Nut- 
zung des Grundstücks berechtigen oder die Benut- 
zung des Grundstücks beschränken, aufrechterhalten 
werden. Rechte, die zum Erwerb des Grundstücks 
berechtigen oder der Verbindung der Sache mit dem 
Grundstück entgegenstehen, sind nicht aufrechterzu- 
erhalten. 


(2) Sobald der Bescheid unanfechtbar geworden 
und die Entschädigung gezahlt oder unter Verzicht 
auf das Recht der Rücknahme zulässigerweise hin- 
terlegt worden ist, bestimmt die Behörde den Tag, 
mit dessen Beginn die in dem Bescheid vorgesehe- 
nen Rechtsänderungen eintreten. 

(3) Die Behörde ersucht unter Übersendung einer 
beglaubigten Abschrift des Bescheides und der in 
Absatz 2 erwähnten Bestimmung das Grundbudramt 
um Eintragung der eingetretenen Rechtsänderungen 
in das Grundbuch; dabei hat sie dem Grundbuchamt 
den Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides an den 
Grundstückseigentümer mitzuteilen. Wird Eigentum 
nur an einem Teil eines Grundstücks übertragen, so 
sind dem Ersuchen ein Auszug aus dem Verände- 
rungsnachweis und eine Abzeichnung der Flurkarte 
beizufügen. 


§ 12 

(1) Die von der Bundesrepublik zu zahlende Ent- 
schädigung bemißt sich nach dem gemeinen Wert 
(Verkehrswert), den das Grundstück in dem Zeit- 
punkt hat, in dem die Behörde den Eigentumsüber- 
gang anordnet. Die durch die Verbindung der Sache 
mit dem Grundstück eingetretene Werterhöhung 
bleibt außer Betracht. Wird der Wert des Eigentums 
an dem Grundstück durch Rechte Dritter gemindert, 
die aufrechterhalten werden oder für die eine geson- 
derte Entschädigung zu gewähren ist, so ist dies bei 
der Bemessung der Entschädigung für das Eigentum 
an dem Grundstück zu berücksichtigen. 

(2) Hat sich nach der Freigabe der Wert des 
Grundstücks infolge von Umständen, welche die 
Bundesrepublik zu vertreten hat, vermindert oder 
infolge von Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln 
erhöht, so ist die Entschädigung entsprechend zu er- 
höhen oder zu mindern. Eine Minderung oder Erhö- 
hung des Grundstückswerts bleibt jedoch dann 
außer Betracht, wenn sie auf einer Minderung oder 
Erhöhung des Werts der mit dem Grundstück ver- 
bundenen Sache beruht. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

blik geregelt werden. Kommt eine Vereinbarung 
nicht zustande, so ordnet die in § 9 genannte Be- 
hörde auf Antrag des Grundstückseigentümers oder 
der Bundesrepublik den Eigentumsübergang durch 
Bescheid an. In dem Bescheid hat die Behörde auch 
die Hohe der von der Bundesrepublik zu zahlenden 
Entschädigung festzusetzen. Sie hat ferner darüber 
zu befinden, ob an dem Grundstück bestehende ding- 
liche Rechte und Rechte, die zum Besitz oder zur Nut- 
zung des Grundstücks berechtigen oder die Benut- 
zung des Grundstücks beschränken, aufrechterhalten 
werden. Rechte, die zum Erwerb des Grundstücks 
berechtigen oder der Verbindung der Sache mit dem 
Grundstück entgegenstehen, sind nicht aufrechtzu- 
erhalten. Die Anordnung, daß Rechte im Sinne der 
Sätze 4 und 5 nicht aufrechterhalten werden, ist 
nur zulässig, soweit die Voraussetzungen für 
eine Enteignung vorliegen. 

(2) unverändert 


(3) Die Behörde ersucht unter Übersendung einer 
beglaubigten Abschrift des Bescheides und der in 
Absatz 2 erwähnten Bestimmung das Grundbuchamt 
um Eintragung der eingetretenen Rechtsänderungen 
in das Grundbuch. Wird Eigentum nur an einem Teil 
eines Grundstücks übertragen, so sind dem Ersuchen 
ein Auszug aus dem Veränderungsnachweis und 
eine Abzeichnung* der Flurkarte beizufügen. 


§ 12 

unverändert 
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(3) Ansprüche auf Entschädigung für Schäden, 
die während der Dauer der Inanspruchnahme an dem 
Grundstück entstanden sind, bleiben unberührt. 

8 13 

(1) Hat sich nach der Freigabe der Wert der Sa- 
che infolge von Umständen, die der Grundstücks- 
eigentümer zu vertreten hat, vermindert, so ist er 
zum Ausgleich der Wertminderung verpflichtet. Hat 
der Grundstückseigentümer die Sache unentgeltlich 
genutzt, so ist er zum Ausgleich verpflichtet; der 
Ausgleich bestimmt sich nach dem Wert der Nut- 
zung der Sache. § 8 und § 9 sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

(2) Hat sich nach der Freigabe der Wert der Sa- 
che infolge von Aufwendungen des Grundstücks- 
eigentümers erhöht, so ist die Werterhöhung bei der 
Bemessung der Entschädigung für das Eigentum an 
dem Grundstück zu berücksichtigen. 

§ 14 

(1) Soweit Rechte der in § 11 Abs. 1 genannten 
Art erlöschen, ist den Berechtigten für die hierdurch 
eintretenden Vermögensnachteile eine Entschädi- 
gung zu gewähren. Die Entschädigung bestimmt sich 
nach dem gemeinen Wert (Verkehrswert), den die 
erlöschenden Rechte in dem Zeitpunkt haben, in dem 
die Behörde den Eigentumsübergang anordnet. 

(2) Gesondert zu entschädigen sind 

1. Altenteilsberechtigte sowie die Inhaber von 
Dienstbarkeiten, 

2. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum Be- 
sitz oder zur Nutzung des Grundstücks berechti- 
gen, wenn der Berechtigte im Besitz des Grund- 
stücks ist. 

(3) Entschädigungsberechtigte, die nicht geson- 
dert entschädigt werden, haben Anspruch auf Ersatz 
des gemeinen Wertes (Verkehrswertes) ihres Rechts 
aus der Entschädigung für das Eigentum an dem 
Grundstück, soweit sich ihr Recht auf dieses er- 
streckt. Das gilt entsprechend für Entschädigungen, 
die in den Fällen des § 10 Abs. 3 für eine Wertmin- 
derung des Restbesitzes gewährt werden. 


§ 15 

Für andere durch den Eigentumserwerb der Bun- 
desrepublik verursachte Vermögensnachteile ist den 
Entschädigungsberechtigten unter gerechter Abwä- 


Beschlüsse des b. Ausschusses 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Entschädigungsberechtigte, die nicht geson- 
dert entschädigt werden, haben Anspruch auf Ersatz 
des gemeinen Wertes (Verkehrswertes) ihres Rechts 
aus der Entschädigung für das Eigentum an dem 
Grundstück, soweit sich ihr Recht auf dieses er- 
streckt. 


(4) Wird in den Fällen des § 10 Abs. 3 eine Ent- 
schädigung für eine Wertminderung des Restbesit- 
zes gewährt, so haben die Inhaber der an dem Rest- 
besitz bestehenden dinglichen Rechte und der 
Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung des Rest- 
besitzes berechtigen, Anspruch auf Ersatz einer 
Wertminderung ihres Rechts aus dieser Entschädi- 
gung. 

§ 15 

unverändert 
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gung der Interessen der Allgemeinheit und der Be- 
teiligten eine Entschädigung in Geld zu gewähren. 

§ 16 

Auf das Verfahren nach den §§ 11 bis 15 sind die 
§§ 29 bis 34, 35 Abs. 1, §§ 37, 44 bis 49 und 52 bis 54 
des Landbeschaffungsgesetzes sinngemäß anzuwen- 
den. 

§ 17 

Ist der Entschädigungsbetrag, aus dem andere Ent- 
schädigungsberechtigte nach § 14 Abs. 3 zu befriedi- 
gen sind, in Anwendung des § 53 Abs. 1 des Landbe- 
schaffungsgesetzes unter Verzicht auf das Recht der 
Rücknahme zu hinterlegen, so ist in den Festset- 
zungsbescheid eine entsprechende Anordnung aufzu- 
nehmen. 

§ 18 

Entschädigungen außer wiederkehrenden Leistun- 
gen sind von dem Tage ab, an welchem die Verein- 
barung wirksam oder der Festsetzungsbescheid er- 
lassen wird, mit dem für zuletzt ausgegebene Hypo- 
thekenpfandbriefe auf dem Kapitalmarkt üblichen 
Nominalzinsfuß zu verzinsen. Eine Entschädigung 
nach § 20 ist, soweit sie für den gleichen Zeitraum 
gewährt wird, auf die Zinsen anzurechnen. 

VIERTER ABSCHNITT 
Verfahrens- und Schlußvorschriften 

§ 19 

Das Grundstück ist dem Eigentümer unverzüglich 
nach der Freigabe herauszugeben. Ist der Wert des 
Grundstücks nicht unbeträchtlich erhöht und recht- 
fertigen Tatsachen die Besorgnis, daß der Grund- 
stückseigentümer das Grundstück und die mit ihm 
verbundene Sache nicht ordnungsgemäß bewirtschaf- 
ten oder den Ausgleichsanspruch der Bundesrepu- 
blik nicht erfüllen wird so kann die Bundesrepublik 
vor einer Vereinbarung über die Wertausgleichs- 
verpflichtung oder über den Erwerb des Grundstücks 
durch die Bundesrepublik oder vor Beendigung eines 
Verfahrens nach § 9 oder § 11 die Herausgabe da- 
von abhängig machen, daß der Grundstückseigentü- 
mer eine der Werterhöhung entsprechende Sicher- 
heit leistet. Kommt eine Einigung über die Art oder 
die Höhe der Sicherheitsleistung nicht zustande, so 
wird die Sicherheit auf Antrag des Grundstücksei- 
gentümers oder der Bundesrepublik von der in § 9 
genannten Behörde durch Bescheid festgesetzt. 

§ 20 

Gelangt der Grundstückseigentümer nicht alsbald 
nach Freigabe in den Genuß der Nutzung des Grund- 
stücks, so hat ihm die Bundesrepublik zum Aus- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 16 

unverändert 

§ 17 

Ist der Entschädigungsbetrag, aus dem andere Ent- 
schädigungsberechtigte nach § 14 Abs. 3 und 4 zu be- 
friedigen sind, in Anwendung des § 53 Abs. 1 des 
Landbeschaffungsgesetzes unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen, so ist in den 
Festsetzungsbescheid eine entsprechende Anordnung 
aufzunehmen. 

§ 18 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 
Verfahrens- und Schlußvorschriften 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

u n V e r ä n d e r t 
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gleich für die dadurch entstehenden Vermögens- 
nachteile eine Entschädigung in Geld zu gewähren. 

Zinsen nach § 18 sind, soweit sie für den gleichen 
Zeitraum gewährt werden, auf die Entschädigung 
anzurechnen. Kommt über die Höhe der Entschädi- 
gung eine Vereinbarung nicht zustande, so wird sie 
auf Antrag des Grundstückseigentümers oder der 
Bundesrepublik von der in § 9 genannten Behörde 
durch Bescheid festgesetzt. 

§ 21 

(1) Die Beseitigung der mit dem Grundstück ver- u n v 

bundenen Sache kann nicht verlangt werden. 

(2) Sind Ansprüche auf Entschädigung mit der 
Begründung, die Verbindung der Sache mit dem 
Grundstück stelle einen Schaden dar, in den hier- 
für vorgesehenen Verfahren geltend gemacht wor- 
den oder werden solche Ansprüche geltend gemacht, 
nachdem ein Antrag nach § 9 oder § 11 gestellt wor- 
den ist, so darf über diesen Antrag erst entschieden 
werden, wenn die Entschädigungsverfahren endgül- 
tig abgeschlossen sind. 

(3) Ist eine Regelung nach diesem Gesetz getrof- 
fen worden, so können Ansprüche wegen Schäden 
der in Absatz 2 genannten Art nicht mehr geltend 
gemacht werden. 


§ 22 

Verwaltungsakte nach diesem Gesetz sind den Be- 
teiligten zuzustellen. 


u n V 


§ 23 

Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz ist der Ver- u n v 

waltungsrechtsweg gegeben, sofern sich nicht aus 
§ 24 etwas anderes ergibt. 

§ 24 

(1) Für Klagen wegen Festsetzung des Aus- unv 

gleichs, der Sicherheitsleistung nach § 19 sowie der 

nach diesem Gesetz zu gewährenden Entschädigun- 
gen ist der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerich- 
ten gegeben. 

(2) Die Klage wegen Festsetzung der Entschädi- 
gung für die Übertragung des Eigentums am Grund- 
stück, für erlöschende, gesondert zu entschädigende 
Rechte und für andere durch den Eigentumserwerb 
der Bundesrepublik verursachte Vermögensnachteile 
ist erst zulässig, wenn der Bescheid der Behörde, so- 
weit er den Eigentumsübergang anordnet, unanfecht- 
bar geworden ist. Die Klage ist innerhalb von zwei 
Monaten zu erheben. Die Frist beginnt mit dem Ta- 
ge, an dem die Mitteilung über die Unanfechtbarkeit 
des Bescheides den Beteiligten zugestellt ist. 

(3) Die Klage wegen Festsetzung des Ausgleichs, 
der Sicherheitsleistung nach § 19 sowie der Entschä- 
digung nach § 20 ist innerhalb von zwei Monaten zu 
erheben. Die Frist beginnt mit der Zustellung des 
Festsetzungsbescheides. 


s b. Ausschusses 


§ 21 

rändert 


§ 22 

rändert 

§ 23 

rändert 

§ 24 

rändert 
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(4) Die Klagefristen sind Notfristen im Sinne der 
Zivilprozeßordnung. § 58 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung findet entsprechende Anwendung. 

(5) Für die Klage sind die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus- 
schließlich zuständig. Örtlich ist das Landgericht aus- 
schließlich zuständig, in dessen Bezirk das vormals 
in Anspruch genommene Grundstück liegt. 

(6) Die Klage gegen den zum Ausgleich oder zur 
Entschädigung Verpflichteten ist auf Zahlung des 
verlangten Betrages oder Mehrbetrages zu richten. 
Die Klage gegen den zum Ausgleich oder zur Ent- 
schädigung Berechtigten ist darauf zu richten, daß 
der Ausgleich oder die Entschädigung unter Aufhe- 
bung oder Abänderung der erfolgten Festsetzung 
anderweit festgesetzt wird. 

§ 25 

(1) Der Festsetzungsbescheid nach § 9 oder § 11 
ist den Beteiligten gegenüber vollstreckbar, wenn 
und soweit er für sie unanfechtbar geworden ist. Ist 
eine Klage nach § 24 Abs. 6 Satz 2 erhoben worden, 
so kann das Gericht den Festsetzungsbescheid auf 
Antrag für vorläufig vollstreckbar erklären. Uber 
den Antrag kann durch Beschluß vorab entschieden 
werden. Der Beschluß ist nicht anfechtbar. Die 
§§ 713 bis 715, 717 Abs. 1 und 2, § 720 der Zivilpro- 
zeßordnung sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Zwangsvollstreckung aus dem Festset- 
zungsbescheid richtet sich nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Vollstreckung von Ur- 
teilen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Die voll- 
streckbare Ausfertigung wird von dem Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle des Amtsgerichts erteilt, 
in dessen Bezirk die mit dem Festsetzungsverfahren 
befaßte Behörde ihren Sitz hat, und, wenn das Ver- 
fahren bei Gericht anhängig ist, von dem Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts. In den 
Fällen der §§ 731, 767 bis 770, 785, 786, 791 der Zi- 
vilprozeßordnung tritt das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die mit dem Festsetzungsverfahren befaßte 
Behörde ihren Sitz hat, an die Stelle des Prozeßge- 
richts. 

§ 26 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf Grund- 
stücke, die Gegenstand eines Enteignungsverfahrens 
nach dem Landbeschaffungsgesetz sind, nicht anzu- 
wenden. 

§ 27 

Endet ein Enteignungsverfahren nach dem Land- 
beschaffungsgesetz, ohne daß die Rechtsverhältnisse 
an der Sache geregelt werden, so sind vom Zeit- 
punkt der Freigabe des Grundstücks an die Vor- 
schriften dieses Gesetzes anzuwenden. Endet ein nach 
§ 2 LBG begründetes vertragliches Nutzungsverhält- 
nis an dem Grundstück, so sind vom Zeitpunkt der 
Beendigung des Nutzungsverhältnisses an die Vor- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 25 

unverändert 


§ 26 

unverändert 

§ 27 

Endet ein Enteignungsverfahren nach dem Land- 
beschaffungsgesetz, ohne daß die Rechtsverhältnisse 
an der Sache geregelt werden, so sind vom Zeit- 
punkt der Freigabe des Grundstücks an die Vor- 
schriften dieses Gesetzes anzuwenden. Endet ein 
nach § 2 des Landbeschaffungsgesetzes begründetes 
vertragliches Nutzungsverhältnis an dem Grund- 
stück, so sind vom Zeitpunkt der Beendigung des 
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Schriften dieses Gesetzes anzuwenden, wenn eine 
Sache vor Begründung des Nutzungsverhältnisses 
mit einem Grundstück verbunden worden ist und die 
Rechtsverhältnisse an ihr nicht bereits durch Verein- 
barung geregelt worden sind. 


§ 28 

(1) Das Verfahren vor der in § 9 genannten Be- 
hörde ist kostenfrei. Dem Grundstückseigentümer 
oder einem sonstigen Entschädigungsberechtigten 
können jedoch Auslagen insoweit auferlegt werden, 
als er diese durch grobes Verschulden verursacht 
hat. 

(2) Auslagen, die dem Grundstückseigentümer 
oder einem sonstigen Entschädigungsberechtigten 
durch das Verfahren entstanden sind, werden ihm 
auf Antrag erstattet, wenn sie zur zweckentspre- 
chenden Wahrnehmung seiner Rechte notwendig 
waren und sich die Rechtsverfolgung als nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes begründet erweist. 


§ 29 

(1) § 16 wird im Land Berlin in folgender Fassung 
angewandt: 

.§ 16 

Auf das Verfahren nach den §§ 11 bis 15 sind 
die §§ 107 bis 113 (dieser ohne Absatz 1 Satz 2), 
§§ 117 bis 119, 149 und 151 des Bundesbau- 
gesetzes sinngemäß anzuwenden." 

(2) § 17 wird im Land Berlin in folgender Fassung 
angewandt: 

.§ 17 

Ist der Entschädigungsbetrag, aus dem andere 
Entschädigungsberechtigte nach § 14 Abs. 3 zu 
befriedigen sind, in Anwendung des § 118 Abs. 1 
des Bundesbaugesetzes unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen, so ist in 
den Festsetzungsbescheid eine entsprechende 
Anordnung aufzunehmen." 

(3) §§ 26 und 27 sind im Land Berlin nicht an- 
wendbar. 

§ 30 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 31 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Nutzungsverhältnisses an die Vorschriften dieses 
Gesetzes anzuwenden, wenn eine Sache vor Begrün- 
dung des Nutzungsverhältnisses mit einem Grund- 
stück verbunden worden ist und die Rechtsverhält- 
nisse an ihr nicht bereits durch Vereinbarung gere- 
geu worden sind. 

§ 28 . 

unverändert 


§ 29 

unverändert 


§ 30 

unverändert 

§ 31 

unverändert 
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